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Beſtellungen nehmen 
ſchen Reiches an. 


Amtliches. 

Berlin, 16. Mai. Der König bat dem Ober⸗Bergamts⸗Sekretär 
Heerlein zu Bonn den Charakter als Kan lei⸗Rath und 5 Rendanten 
der Bergwerks⸗Direktionskaſſe Müller zu Saarbrücken den Charakter 
als Rechnungs⸗Rath verliehen. 
Dem Oberlehrer Auguſt Mogk an dem Realgymnaſium in Tilſit 
it das Prädikat Profeſſor beigelegt worden. Der Seminar = Direktor 
Dr. Ganſen in Odenkirchen iſt in gleicher Eigenſchaft an das Schul⸗ 
lehrer⸗Semmar in Boppard verſetzt. Der Seminar ⸗ Direktor Langen 
in Büren it in gleicher Eigenſchaft an das Schullehrer⸗ Seminar in 
Odenkirchen verſetzt. Der ordentliche Seminarlehrer Witteborg zu 
Soeſt iſt an das Schullehrer⸗Scminar in Sagan verſetzt. Am Schul⸗ 
lebrer⸗Seminar zu Steinau iſt der Lehrer Johanne Geiſel an der 
8 Töchter ſchule in Hanau als ordentlicher Lehrer angeſtellt. 

er Seminar⸗Hülfslehrer Knotta zu Steinau it an das Schullehrer⸗ 
Seminar in Creuzburg und der Seminar⸗Hülfslehrer Neumann in 


Creuzburg unter Beförderung zum ordentlichen Seminarlehrer an das 
Schullehrer⸗Seminar in Stemau verſetzt. 


Deulſcher Reichstag. 


11. Sitzung. 

Berlin, 16. Mai. 12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes: 

v. Bötticher, Boſſe u. A. j b 
Nachdem die Zuſammenſtellung der dem vormaligen Norddeutſchen 
Bunde aus der franzöſiſchen Kriegskoſten⸗Entſchädigung zu erſetzenden 
für das Etatsjahr 1880/81 verrechneten Ausgaben der Rechnungs⸗ 
Kommiſſion überwieſen worden, wird die erſte Berathung der Geſetz⸗ 
Entwürfe betr. die Unfall: und die Krankenverſicherung 

der Arbeiter fortgeſetzt. 2 Pr 

Abg. v. Maltzahn⸗Gültz: Man könnte vielleicht aus den un⸗ 
beſetzten Bänken des Hauſes ſchließen, daß für die zur Berathung 
ſtehende Materie kein Intereſſe im Hauſe vorhanden ſei. Das wäre 
aber wohl ein Irrthum. Man weiß eben, daß heute ein intereſſanter 
Redekampf, eine Debatte mit Zwiſchenfällen nicht zu erwarten iſt, des⸗ 
halb kommt man ſpät oder gar nicht. Alle Parteien, auch der Fort: 
ſchritt, haben das Verlangen, die Fragen der Unfall⸗ und Krankenver⸗ 
ſicherung zu einem poſitiven Abſchluß zu bringen und wir (rechts) wer⸗ 
den uns dabei nicht irre machen laſſen durch den Vorwurf, daß wir auf 
ſozialiſtiſchen Wegen wandelten. Wenn wir eine Maßregel für richtig 
und zweckmäßig erkennen, jo werden wir fie vertreten, mögen auch die 
von der ſozialiſtiſchen Richtung denſelben Gedanken haben, ſeine 
abrheit wird dadurch nicht germger. Auch laſſen wir uns nicht 
dadurch beirren, daß man uns falſche Motive unterſchiebt. Nicht 
gezwungen, wie Herr v. Vollmar meinte, und um uns den Profit, 
welchen die Sozialdemokraten aus ihren arbeiterfreundlichen Beſtre⸗ 
bungen ziehen, anzueignen, treten wir für die Arbeiter ein. An dem 
Beifall der Menge, deren Wünſche nicht durch Recht und Gewiſſen 
gezügelt ſind, die mit Gewalt erreichen will, was ſie mit Güte nicht 
erreichen kann, liegt uns nichts. Dagegen aber müfjen wir proteſtiren, 
daß die Herren von der ſozialdemokratiſchen Partei ſich allein als 
Vertreter der Handarbeiter anſehen. (Beifall rechts.) Das Gebiet, 
welches wir hier vertreten, iſt ein ſo neues, daß man ſeine Anforde⸗ 
rungen an die Kommiſſion nicht zu hoch ſtellen und das relativ Gute 
nicht zurückweiſen ſollte. Ich bin deshalb ganz damit einverſtanden, 
daß die Regierung uns nur die Unfall⸗ und Krankenverſicherung vor⸗ 
gelegt, die Invaliden⸗ und Altersverſorgung dagegen noch zurückgelegt hat. 
Sumpathiſch iſt für mich zunächſt, daß man jetzt die gleichartigen Bes 
triebe in Genoſſenſchaften zuſammenzufaſſen verſucht hat. Daß dies 
in den Einzelbeiten nicht gelungen iſt, wird in der Vorlage ſelbſt an⸗ 
erkannt. Der Abg. Sonnemann meinte, weil der Staat dahinterſtecke, 
ſo ſeien dies keine wahren Genoſſenſchaften. Ich hätte allerdings auch 
gewünſcht, daß einzelne Funktionen lieber den Genoſſenſchaften, als 
den Staatsbebörden übertragen würden. Aber die mit den Gemeinde⸗ 
behörden auf dieſem Gebiete gemachten Erfahrungen laſſen es wün⸗ 
ſchenswerth erſcheinen, daß die erſte Organiſation des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens von Staatsbehörden in die Hand genommen wird. 
Wichtig iſt für mich. daß die Arbeiter von dem Momente an, 
wo ſie arbeitsunfähig werden, nicht der Armenpflege anheimfallen, 
ſondern ihren Unterhalt bekommen als ein Recht, das fie fi erworben 
baben. Von großer Tragweite iſt ferner die Fern ober Aus⸗ 
ſchliezung der ländlichen Arbeiter von den Wohlthaten und Belaſtungen 
dieſer Gelege. Ein innerer Grund, fie auszuschließen, beſteht abjolut 
nicht. Es läge darin eine gewiſſe Unbilligkeit gegenüber der Behand⸗ 
lung der induftriellen Arbeiter, die ſich namentlich da fühlbar machen 
würde, wo landwirthſchaftlicher Betrieb und Induſtrie an einem und 
demſelben Ort neben einander beſtehen. Dieſe Kusſchliebunf wird um 
jo bedenklicher, falls der Neichszuſchuß zur Annahme gelangt. Es 
würden die Vortheile der Vorlage nur den induftriellen Arbeitern zu 
Gute tommen, während die ländlichen obne dieſe Vortheile zu den 
Zaften der ganzen Verſicherung wenigſtens indirekt mit beitragen 
müßten, Gleichwahl erſcheint die Hineinziehung der lünslichen Arbeiter 
in das Geſet zur Zeit aus rein praftiichen Erwägungen für mich verſön⸗ 
lich nicht tbunlich. Wir hätten es hier mit mindeſtens sechs verschiedenen 
Kategorien der Bebandlung zu thun. So giebt es z. B. Hofarbeiter, d. h. 
Tagelöhnec, welche auf dem Gute Jahr aus Fahr ein wohnen, 
Naturalien beziehen, eine Kuh halten dürfen und ſich alſo in einer ver 
lativ guten Tage befinden. Dieſe würden mit der Aufnahme in die 
Krankenverſicherung am Menigiten zufrieden ſein, denn fie müßten in 
Zukunft zu den Koſten ihrer $ rpflegung beitragen, während ſie jetzt 
bei den meiſten Gutsbeſitzern freie potheke haben. Andere werden in 
Form von Altentheilen verſorgt, noch andere wohnen in einem Bauer⸗ 
dorf zur Miethe oder find kleine Eigenthümer, oder wohnen gegen ge⸗ 
wiſſe Arbeitäleiftung in einem Bauernhauſe und gehen in der freien 
Zeit auf Arbeit. Alle dieſe Verhältmiſſe erfordern eine verschiedene 
Behandlung. Ein großer Theil meiner Freunde erachtet aber dieſe 
nicht für jo durchſchlagend. Sie wollen eine Grenze zwiſchen den Ars 
beitern dadurch gezogen wiſſen, daß man ſagt: verpflichtet zur Ber? 
fiherung iſt Jeder, der ſeine ländlichen Arbeiter dauernd beſchäftigt. 
Ich glaube kaum, daß man ſich in der Kommiſſion hierüber verſtändi⸗ 
gen wird. Der Reichs zuſchuß ven 25 Prozent iſt mir nicht ſynpa⸗ 
kbiſch. Ich bin damit einverſtanden, daß die Poſt die Vermittelung 
der Rentenzahlungen übernimmt. obgleich darin ſchon ein 
kleiner Reichszuſchuß ent halten it; denn indem die Poſt die Renten 
an ihren Fälligteitsterminen zahlt und nur alle Verteljahre die ver 
auslagten Beträge zurückfor dert, verſieht fie die Verſicherungsgenoſſen⸗ 
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ſchaften mit einem gewiſſen Betriebskapital, der daraus erwachſende 
Zinsverluſt fällt dem Reiche zur Laſt. yo glaube kaum, daß es noth⸗ 
wendig ſei, der Industrie bier eine Laſt abzunehmen. Die Motive 
ſprechen davon, daß der Reichszuſchuß ein Aequivalent dafür biete, daß 
die Unfallverſicherung die Armenlaſt der Gemeinden etwas erleichtere. 
Dies ift jo lange nicht richtig, als die ländlichen Arbeiter von dieſem 
Geſetze ausgeſchloſſen werden. Die Belaſtung der Induſtrie iſt zu 
Anfang eine ſo minimale, daß dazu ein Reichszuſchuß kaum nothwendig 
iſt. Die Belaſtung wird aber nach 10—15 Jahren ſteigen. Es heißt 
in den Motiven, der Staat ſolle der Induſtrie helſen, und wenn ſich 
ſpäter berausſtellt. daß fie die Laſt allein tragen könne, ſolle die Unter⸗ 
ſtützung aufbören. Warum drehen wir den Spieß nicht um? Es 
wäre doch richtiger, in dieſem Geſetze auszuſprechen: es wird erſt dann 
ein Zuſchuß gezahlt, wenn ſich herausſtellt, daß die Induſtrie die 
Laſt allein nicht tragen kann. (Lebhafter Beifall rechts.) 5 
an Peterſen: Meine politiihen Freunde find erſt in der 
letzten Seſſion noch dafür eingetreten, daß eine Löſung der in den 
Vorlagen behandelten Materien ſich auch ohne Reichsanſtalt und unter 
Aufrechthaltung der beſtehenden Privatanſtalten in befriedigender Weiſe 
finden laſſe. Sie halten an dieſer Anſicht auch jetzt noch feſt, doch 
werden ſie ſich durch dieſe vorweg eingenommene Stellung nicht ab⸗ 
halten lafien, in einer Kommiſſion zu prüfen, ob nicht doch der hier 
vorgeichlagene Weg der beſſere ſei. Sie glauben auch, daß wenn in 
der Kommiſſion entſprechend den ſchweren Bedenken, die ſie gegen ein⸗ 
zelne Punkte haben, Verbeſſerungen an der Vorlage vorgenommen 
werden, ein befriedigendes Ergebniß wird erzielt werden können. Für 
mich handelt es ſich vor allem darum, zu erreichen, daß die Arbeiter 
gegen alle Unfälle geſichert werden, daß dies in einfacherer Weiſe ge⸗ 
ſchieht als bisher und Prozeſſe möglichſt vermieden werden, daß uns 
der ſoziale Frieden erhalten oder, wo er bereits geſtört iſt, wiederher⸗ 
geſtellt werde. Es iſt der Regierung zum Vorwurf gemacht, daß ſie 
die Krankenkaſſen in Verbindung gebracht hat mit der Unfallver⸗ 
ſicherung, und damit die Schwierigkeiten der Materie nur häufe; dieſen 
Vorwurf kann ich nicht theilen, vielmehr iſt gerade dieſe Kom⸗ 
bination geeignet, die Schwierigkeiten zum Theil zu beſeitigen. 
Beſonders ift es ein glücklicher Gedanke, daß man unter Aufrechter⸗ 
haltung des Grundſatzes, daß der Arbeiter ſicher geſtellt werden müſſe, 
die leichteren Unfälle getrennt hat von den ſchweren. Und! indem 
man bei den Krankenkaſſen, zu denen Arbeitgeber und Arbeiter Bei⸗ 
träge lieſern, den Arbeitern die . hat, hat man 
zugleich das beſte Mittel gefunden gegen Simulanten, da die Kame⸗ 
raden immer genau wiſſen, ob eine . vorliegt, und ein emi⸗ 
nentes Intereſſe haben ſie zu verhindern. Ob das Verhältniß der Bei⸗ 
träge richtig gegriffen iſt, will ich hier nicht entſcheiden. Es wäre 
vielleicht beſſer el wenn nicht der Arbeiter, ſondern der Arheit⸗ 
geber zu zwei Drittel der Beiträge verpflichtet wäre, und weiter hätte 
es ſich empfohlen, wenn die Arbeitgeber auch zu Beiträgen für die 
Fabrik⸗ und eingeſchriebenen Hilfskaſſen angehalten würden. Die Un⸗ 
fallverſicherung anlangend, wird die Kommiſſion zu prüfen haben, ob 
es nicht geboten iſt den Verſicherungszwang auch auf die ländlichen 
Arbeiter auszudehnen. Unmöglich aber können Beſtimmungen 
aufrecht erhalten bleiben, wie ſie bezüglich der Eiſenbahnarbeiter 
getroffen ſind. Nach dem Entwurf bleibt ein Theil derſelben 
unter $ 1 des Haftpflichtgeſetzes ſtehen, während die Arbeiter in den 
Eiſenbahnwerkſtätten und die beim Bau von Eiſenbahnen beſchäftigten 
unter das vorliegende Geſetz fallen. Dadurch werden Mißverhältniſſe 
geſchaffen, die leicht böſes Blut erregen können. Denn die Arbeiter, 
die nicht unter das Geſetz fallen, erhalten vollen Schadenerſatz, wäh⸗ 
rend die andern nur 665 erhalten. Was die Gewährung betrifft, ſo 
ſteht der Entwurf auf derſelben Grundlage wie der frühere, und dieſe 
Grundlage ift auch von der liberalen Partei acceptirt worden. Bedenken 
haben wir nur gegen die Weiſe, auf welche die Mittel für die Entſchädi⸗ 
gungen verſchafft werden ſollen, abweichend von der früheren Vorlage 
iſt diesmal das Umlageverfahren in Vorſchlag gebracht Wir haben 
uns nicht überzeugen können, daß dieſer Weg der beſſere iſt. Will 
man ihn trotzdem einſchlagen, fo müßten die Beiträge wenigſtens To 
erhöht werden, daß große Reſervefonds gebildet werden können. Den 
Reichszuſchuß müſſen wir unter allen Umſtänden für bedenklich erachten. 
Wir können auf denſelben nicht eingehen, weil uns die Nothwendigkeit 
eines ſolchen Zuſchuſſes nicht nachgewieſen iſt. Wir jagen, daß die Induſtrie 
die Laſten tragen muß, welche durch die Unfälle entſtehen. Eine Ausnahme 
könnten wir erſt dann zulaſſen, wenn uns die Unmöglichkeit nach⸗ 
gewieſen wird, daß die Induſtrie dieſe Laſten tragen kann. Die Re⸗ 
gierung will für die erſten Jahre dieſen Zuſchuß gewähren, behält ſich 
dagegen für die ſpätere Zeit eine Aenderung vor. Das umgekehrte 
Verſahren würde hier das richtige fein, da gerade in den erſten Jahren 
die Laſten für die Induſtrie gering ſein werden. Weitere Bedenken, 
die wir haben, ſind gegen die Organiſation gerichtet. Mag auch Vieles 
an derſelben ſein, was einen bleibenden Charakter hat, im Großen und 
Ganzen hat fie einen zu bureaukratiſchen Zuſchnitt. Ferner müſſen die 
Priwatgeſellſchaften unter allen Umſtänden aufrecht erhalten werden, 
in erſter Linie die Gegenſeitigleitsgeſellſchaften, dann auch die Aktien⸗ 
geſellſchaften. Sie haben das Verdienſt fofort nach dem Haftpflicht⸗ 
geſetz eingetreten zu ſein und find auch jetzt noch nothwendig für alle 
die Gebiete, die durch die vorliegenden Geſetze unberührt bleiben. Noch 
iſt ja die Frage nicht erledigt, ob dieſelben ſich auch auf die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter erſtrecken ſollen. Geſchieht das nicht, fo ver⸗ 
ſchlechtert man entſchieden die Lage derſelben, wenn man die Privat⸗ 
geſellſchaften einfach todt macht. Und ähnlich würde ſich dies noch in 
einer Reihe anderer Gebiete geitalten. f 
Abg. Grad: In Elſaß⸗Lothringen finden die vorgeſchlagenen 
Stiftungen zu Gunſten der Arbeiter um jo mehr Anklang, als die 
Förderer der dortigen großen Induſtrie ſchon längſt aus eigener Ini⸗ 
tative ganz freiwillig mehr thun, als die vorliegenden Geſetzentwürfe 
über Krankenkaſſen und Unfallverficherung vorſchreiben. Wir find durch⸗ 
drungen im Reichslande von der Notbwendigkeit, den Arbeiter zu der 
Ueberzeugung zu bringen, daß die beſtehenden Einrichtungen gut ſind, 
und daß der Arbeitgeber wirklich alles Mögliche leiſtet, ſo daß der 
m en zufolge einer etwaigen Umwälzung oder Umgeſtaltung 
der beſtehenden geſellſchaftlichen Verhältniſſe ſein Loos auf die Dauer 
nicht beſſer zu ſtellen vermag. Eine ſolche Ueberzeugung einem jeden 
einprägen werden wir wohl nicht können, aber es genügt ſchon, 
den Unbefangenen in den Stand zu ſetzen, zu erkennen, das be⸗ 
ſtehende Arbeitsverhältniß und die beſtehende Organiſation ſeien 
ſolche, daß ein ſozialiſtiſcher Stagt dieſelben für die Geſammt⸗ 
beit nicht beſſer zu geſtatten die Mittel treffen kann. Nun haben 
die heutigen Vorlagen den Zweck, einige Schritte zu thun, um die 
berechtigten Anſprüche der Arbeiter zu befriedigen, bis die Vor⸗ 


bereitung weiterer Maßregeln weit genug kommt, um das er⸗ 
wünſchte Ziel allmählig zu erreichen. Ich werde alſo dem Prinzip 
der Arbeiterverſicherung gegen Unfälle und Krankheit unter Vor⸗ 
behalt nothwendiger Abänderung in den Entwürfen beiſtimmen, 
Die Vorredner haben bereits auf die hauptſächlichen Mängel in den 
betriſt Aer gelenkt. Was den Entwurf über Unfallverſicherung 

etrifft, N 
daß jo wie er gefaßt ift, er in der Ausführung auf Unmöglichleiten 
ſtoßen würde. Wir find nicht Anhänger von Zwangsmaßregeln und 
ziehen es vor, die Stiftungen zum Wohl der Arbeiter ohne Einmiſchung 
des Staats der freien Initiative zu überlaſſen. Allein wenn dem 
Staat die Kontrole der Verwaltung unſerer Arbeiterſtiftungen über⸗ 
tragen wird, ſo muß die Ausübung dieſer Kontrole unentbehrliche 
Maßregeln mit ſich bringen. Wir haben aber dafür zu ſorgen, daß 
dieſe Maßregeln das nothwendige Maß nicht überschreiten. Bei 
Gelegenheit der letztjährigen Debatte über die Unfallverſicherung haben 
meine Kollegen aus Elſaß⸗Lothringen und ich dem Verſicherungszwang 
beigeſtimmt mit Ausſchluß jeder Art von Staats ſozialismus. Wir 
wollen bei Aufbringung der Mittel für die Verſicherung keinen 
Stagtszuſchuß, noch Beiträge von den Arbeitern. ir ſind 
der Anſicht: die Betriebsunternehmer haben die ganze und volle 
Laſt der Verſicherungskoſten zu tragen, unter der ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Bedingung, daß diejenigen, welche die Koſten tragen, die 
Verſicherung verwalten, daher die von den Betheiligten derſelben 
Induſtriezweige gebildeten Genoſſenſchaften — inſofern die An⸗ 
zahl der verſicherten Arbeiter es erlaubt — nicht über die Grenzen fo'cher 
Bezirke hinaus reichen dürfen, wo eine gegenſeitige und direkte Auf⸗ 
ſicht der Betriebe von den Intereſſenten ſtattfinden kann. Ich habe 
ferner mich dafür ausgeſprochen, daß Betriebe, welche die nothwendige 
Garantie bieten. unter Auffiht des Staats, außer den Genoſſenſchaften, 
zur Selbſtverſicherung autoriſirt werden. Die neue Vorlage entſpricht 
allen dieſen Bedingungen nicht. An Stelle einer Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
kaſſe tritt wohl die Verſicherung durch Genoſſenſchaften, aber nach dem 
Entwurfe haben ſämmtliche Betriebe einer Gefahrenklaſſe, im ganzen 
Reich unter ſich die Beiträge für die Unfallsentſchädigungen zu tragen. 
Ein Spinner oder Hüttenbeſitzer aus Elſaß ſoll zu den Entſchädigun⸗ 
gen von Unfällen in den Betrieben von Hüttenbeſitzern oder Spinnern 
in Schleſien herangezogen werden. ohne Rückſicht darauf, ob durch 
ſeine 9 orrichtungen die Unfälle bei ihm feltener vorkom⸗ 
men als bei jenen. Ferner iſt die vorgeſchlagene Eintheilung der 
Gefahrenklaſſen, nach welcher die Betriebe zu den Verſicherungs⸗ 
beiträgen herangezogen werden ofen, ganz ungenügend. Bei 
dieſer Eintheilung wird die eine Induſtrie⸗Branche, im Verhältniß 
ihrer Unfälle, zu viel bezahlen mü en, die andere zu wenig. Auch giebt 
die Denkichriit au, daß die beigen Gefahrentlaſſenbildung von einer 
Reihe zweifelhafter Momente abhängt, da bei Ermangelung genügender 
ſtatiſtiſcher Erhebung eine ſeſtexe Baſis jetzt nicht zu haben Kiit und fo 
nach dem Geſetze die proviforifche Eintheilung alle fünf Jahre einer 

eviſten zu unterziehen fein wird. Nach der Denkſchrift würde bei 
Annahme eines durchſchnittlichen Arbeitsverdienſtes von 750 Mark pro 
Jahr für rund 2 Millionen Arbeiter, in Hinſicht auf die bei der Er⸗ 
bebung ermittelten tödtlichen und zur Invalidität führenden Unfälle, 
die Summe der Renten 141 Mill. M. pro Jahr betragen, alſo mit 
rund 1500 Mill. M. Löhne, nicht ganz 1 pro 100 gleich ſtehen. Dem 
gegenüber bemerke ich, daß gemäß meiner Aufnahme in einem Eta⸗ 
bliſß ment mit mehr als 2000 Arbeitern für Spinnerei und Weberei 
von Baumwolle nach zehnjähriger Ermittelung, die Koſtenlaſt für Ver⸗ 
gütung von Unfällen mit Heranziehung der dortigen Hilfskaſſe nicht 
0,1 pro 100 überſteigt. Die Heranziehung der Krankenkaſſen für die 
Unfälle während der dreizehnwöchentlichen Karenzzeit finde ich 
erfahrungsgemäß, zweckmäßig und zutreffend. Thatſächlich werden im 
Elſaß bei kleinen Unfällen und auch bei den größeren die beſtehenden 
Hilfskaſſen herangezogen. Wenn nun geſtern der Abgeordnete Kräder, 
als Sozialdemokrat, behauptet hat, die Arbeiter ſollen die Kranken⸗ 
kaſſen ohne Mitwirkung der Arbeitgeber ſelbſt verwalten, jo kann 
ich dieſe Aeußerung als eine ernſte nicht anfeben. Aus 
meiner Erfahrung kann ich Herrn Kräcker gegenüber ſagen, daß ſolche 
Krankenkaſſen, wo die Betriebsunternehmer ſich nicht betheiligt haben, 


in meiner Gegend — ſich nicht lebensfähig aufrecht erhalten 


haben. Die Jahresabſchlüſſe und die Lage unſerer Hilſskaſſen 
werden übrigens den betheiligten Arbeitern regelmäßig durch Ver⸗ 
8 zur Kenntniß gebracht. Ich kann bereits dem 
Herrn Abgeordneten einen ſolchen Sabreshericht über die Hilfskaſſe der 
Logelbacher Etabliſſements vorlegen, wo Lage und Zuſtand, mit 
detaillirten Angaben über die Einnahmen und Verwendung der Bei⸗ 
träge vollſtändig einem jeden, der leſen kann, klargeſtellt iſt. Geſtatten 
Sie mir, m. H., einen Auszug aus dieſem Bericht mitzutheilen. Die 

Etabliſſements von Logelbach, auf welche ſich der betreffende Bericht 

bezieht, beſtehen aus Spinnereien. Zwirnereien und Webereien 

von Baumwolle mit ungefähr 1700 Arbeitern. Statutengemäß ſind 

alle Arbeiter verpflichtet un der Hilfskaſſe Antheil zu nehmen, bezahlen 
daher 2 pro 100 vom Arbeitslohn mit einem entſprechenden Zuſchuß 

der Betriebsunternehmer. Während des Jahres 1880 ſind 530 Mit⸗ 

28 von der Kaſſe ausgetreten, 527 eingetreten. Es ſind ferner 

8 Sterbefälle vorgekommen, 69 Geburten, 479 Mitglieder haben Unter⸗ 

ſtützung erhalten für zuſammen 12,400 Krankheitstage. Bei einer 

Summe Einnahmen von 39,747 Francs haben die Arbeiter 21,437 

Frances bezahlt, mit einem Beitrag von 18,310 Francs als Zuſchuß 

der Betriebsunternehmer. Die Verwendung der Ausgaben ergiebt: 

Es blieben als Mehreinnahme 9491 Francs, welche ſtatutengemäß 

einen Reſervefonds bilden, deſſen Zinſen als Penſſonen für invalive 

Mitglieder verwendet werden. Dieſer Neſervefonds beträgt nach zehn⸗ 
jähriger Errichtung der Kaſſe 102,686 Francs. Beim vorletzten Jahres⸗ 
abſchluß hat die Generalverſammlung, welche aus Vertretern der 
Arbeiter beiteht, an 15 Mitglieder Penftonen bewilligt im Betrage von 
130 bis 650 Francs jährlich, je nach den Löhnen, der Dienſtzeit und 
Vermögenslage der Arbeiter, wovon in der Spinnerei zu Logelbach ein 
Jehntel über 30 Fahre in demſelben Betrieb gedient hat. Das Statut 
unſerer Hülfskaſſe zu Logelbach gewährt auch den Frauen und Kindern 
der verheiratheten Arbeiter unentgeltliche ärztliche Verpflegung und 
Apotheke, auch den Wöchnerinnen. 

Abg. Lasker: Die Leerheit der Bänke entſpringt daher, daß 
nur Wenige im Stande geweſen ſind, von den Vorlagen genügende 
Kenntniß zu nehmen und daß dieſelben ſo kurz vor den Ferien auf die 
Tagesordnung geſetzt worden ſind. Ich wende mich zuerſt dem Kranken⸗ 
kaſſengeſetz zu, welches eine beachtenswerthe Grundlage für unſere Bes 
rathungen bildet. Der Betrag des Lohnes, welcher aus den Kranken⸗ 
geldern gezahlt werden ſoll, nämlich zwei Drittel des Tageloynes, if 


nden wir, in den induſtriellen Kreiſen meiner engeren Heimath, 


iedoch viel zu niedrig bemeſſen, um außer der Ernährung der Familie 
auch noch die Pflege des kranken Arbeiters zu ermöglichen. Ganz un⸗ 
wird das der Familie Gewährte, wenn der Mann in ein 
krankenhaus übernommen wird. Dann würde die Familie ungefähr 
ein Sechſtel des Lohnes erhalten. Die Vorlage nimmt den Durch⸗ 
ſchnittslohn auf 750 Mark an, der Verein „Konkordia“ ſchätzt ihn aber 
auf 580 Mark. Nach dieſer Schätzung würde alſo die Familie bei der 
Aufnabme des Familienvaters in das Krankenhaus nur 38 oder 39 Pf. 
täglich zur Ernährung erhalten, und da tritt die Vorlage mit der 
Prätenſion auf, daß die Arbeiter durch die Krankheit nicht mehr 
in ihrer Exiſten; geſtört werden ſollen! Ich bin vollkommen ein⸗ 
verſtanden damit, daß die leichteren Unfälle, wo es ſich nur um 
vorübergehende Krankheiten bis zu dreizehn Wochen handelt, den 
Krankenkaſſen überwieſen werden. Aber ich kann es nicht billigen, 
daß den Arbeitern für alle dieſe Unfälle die Laſt aufgebürdet werde. 
Was ſteht denn im Wege, daß die Arbeitgeber auch für dieſe kleineren 
älle die Haftpflicht übernehmen und daß die Krankenkaſſen einen 
Regreß an den Arbeitgeber haben? Ich hoffe, wir werden das Kranken⸗ 
kaſſengeſetz in dieſer Seſſion zum Abſchluß bringen. Um ſo weniger aber 
will ich das Präjudis aufkommen laſſen, daß dieſes Geſetz nicht ohne 
das Unfall verſicherungsgeſetz erledigt werden kann. Was die Orga⸗ 
mation der Krankenkaſſen angeht, jo ſollen neben den Innungskaſſen 
und den freien Hilfskaſſen noch die Fabrikkaſſen und die Ortskaſſen und 
ſchliezlich die ſubſidären Gemeindeverſicherungen ſtehen. Wenn vorge⸗ 
chrieben wird, daß ſolche Ortskaſſen gebildet werden müſſen, ſobald 
0 Verſicherungspflichtige da find, jo führen Sie damit eine vollſtän⸗ 
dige Zerſplitterung des Kaſſenweſens berbei und verhindern eine 
ortentwickelung deſſelben. Dann erklären Sie einen förmlichen 
rieg zwiſchen den Orts⸗ und Fabrikkaſſen. Die freien Hilfskaſſen 
halten außerordentlich viel auf ihre Selbſtändigkeit. Nun be⸗ 
ſuummen die Motive, daß die Arbeiter, welche einer freien Hilfs⸗ 
kaſſe angehören, derſelben auch in Zukunft angehören tönnen, daß 
uber die Arbeiter einer Fabrikkaſſe nicht mehr aus derſelben aus⸗ 
ſcheiden können, um einer freien Hilfskaſſe beizutreten. Ein ſolcher 
Zwang wird ja wohl gebraucht, um die Fabrikkaſſen zuſammen zu bal⸗ 
Ten, aber die Hilfskaſſen werden dadurch geſchädigt. Die Motive wei⸗ 
ſen darauf bin, daß die Gemeinden nicht ſehr auf die Einrichtung von 
Ortskaſſen hingewirkt baben. Die Entwicklung dieſer Kaſſen. ſoweit ſie 
bisber ins Leben getreten find, iſt allerdings nur eine geringfügige. 
Ich kann aus eigener Erfahrung beſtätigen, daß das Sozialiſtengeſetz 
die Entwicklung vieler derartiger Kaſſen verhindert hat. Außerdem 
find die Jabre von 1874 an die Jahre der Depreſſion geweſen, in de⸗ 
nen ein Krankenkaſſenweſen kaum den nöthigen Aufſchwung nehmen 
konnte. Man ſollte doch erſt die ehrliche Probe mit denſelben machen! 
Die Kommifiton wird darauf hinzuarbeiten haben, daß den Arbeitern 
dasjenige gewährt wird, was nothwendig iſt, um die Familie vor dem 
Ruin su ſchützen. Wenn in Bezug auf die Krankenverſicherung die 
Möglichkeit einer Verſtändigung vorliegt, ſo ſcheint dies in Bezug auf 
die Unfallverſicherung richt 2 Fall hs Zn der — — 
beträgt die Laſt. welche der Induſtrie auferleg , 
fie - 13,790,000 Mark. Eine einzige Verſicherungs⸗ 
Zentralbureau und 6 bis 8 Leuten würde aus“ 
wie ſie hier gemacht wer⸗ 
nfällen die⸗ 


zauen, io tee ungefähr 2500 Fälle übrig. Davon find 1100 Fälle, 
die den Verſicherungsgeſellſchaften faſt gar keine Schwierig⸗ 
keiten machen werden. Es bleibt nur zu unterſuchen, ob der 


Tode Familie hinterläßt, weiter iſt nichts feftzuftellen. Es bleiben 
etwa 1% Unglücksfälle, die den Verſicherungs⸗Genoſſenſchaften übers 
haupt Arbeit verurjaden, und jetzt ſoll nun der ganze große Apparat 
diejer Genofienfchaften errichtet werden, und wie ſollen denn die Genoſ⸗ 
enſchaften zuſammengeſetzt werden? Eine eigene Thätigkeit haben ſie 
um, überall tritt die Verwaltungs⸗Bebörde und die Aufſichts Be⸗ 
ber dende meien Artungeftefe dere eder fe von 

(de minimalen Wirkungskreiſe zuweiſt, 
a ei a Man degradirt ſie direkt zu Schreibern und 
Dienern der Bureaufratie. Wie werden die Genoſſenſchaften denn nun 
deſtillirt? Die Hauptſache, ich möchte ſagen, das Rückenmark, iſt die 
Unfallgefabrenklaſſe, welche 60 Pros. Beitrag bezahlen ſoll, während 
die Bettiebsg noſſen 15 Prozent und das Reich 25 Prozent giebt. 
Die Unfallgeſahrenklaſſe geht durch das ganze eich, von Gemeinſam⸗ 
keit der Intereſſen ist keine Rede. Es iſt eine ganz äußerliche lünſt⸗ 
liche Koalition von kleineren Verbänden. Die Spinner und Weber in 
Elſaß⸗Lothrmgen haben vorzügliche Anſtalten zur Vermeidung der 
Unfälle. Sie werden zuſammengeſpannt mit ihren Konkurrenten 
in den anderen Landestheilen, die ſchlechtere Anlagen haben, und 
müſſen für dieſe die 6) Prozent mitbezahlen. Sehr richtig hat 
der Abg. Sonnemann dieſe Unfallgefahrenklaſſe einen kalkulatoriſchen 
Begriff genannt. Sie iſt gar nicht fähig, ſich zuſammen zu halten, 
fie ıft eine Ermunterung für ſorgloſe Anlagen. Der eine Verband 
wird darauf los wirtbichaiten, die ganze Gefahrenklaſſe muß ja dann 
ſchließlich den Ausfall decken. Neben den Betriebsgenoſſenſchaften und 
der Gefahrenklaſſe ſoll dann noch das Reich mit 25 Prozent beitreten. 
Die Regierung bat alſo bereits 63 Prozent nachgelaſſen, wir ſind ſchon 
auf dem Wege des Handels gekommen und werden vielleicht noch 
weiter kommen. Wie man angeſichts der ſtatiſtiſchen Zahlen noch den 
Mutb baben kann zu behaupten, die Induſtrie werde nicht im Stande 
fein, die Laſten der Unfallverſicherung zu tragen, kann ich nicht ver⸗ 
stehen. Es handelt ih um 13 Millionen Mark, das macht für die 
erſten Jahre 1 pro 1000 des Tagelohns und wird ſich etwa ſteigern 
dis zu 1 Prozent. Der Arbeiter ſoll für feine Krankenverſicherung 3 
von den 2 Prozent des Tagelohns. die als Beitrag gezahlt werden 
müfje, beitragen. Die Induſtrie ſoll ganz außer Stande ſein, in den 
allmälig aufſteigenden Raten 1 Prozent des Tagelohns zu zahlen, da 
muß ihnen denn der Staat mit i Prozent zu Hilfe kommen. * 
Arbeitslohn ift doch nur ein Theil der Produktionskoſten. Es handelt 
ſich da wahrhaftig um eine Bagatelle. Aber da kommt dann die Re⸗ 
gierung und ſagt, es ſoll den Arbeitern gezeigt werden, daß der Staat 
etwas für fie thut. Damit werden Sie den Arbeiter vielleicht lüſtern 
machen, und ein verehrtes Mitglied dieſes Hauſes hat ja aud 
ſchon geſagt, man müßte dieſem Vorſchlage zuſtimmen, weil 
Dadurch das Prinzip des ſtaatlichen Zuſchuſſes an ſich gewonnen 
ſei. Die Arbeit, welche den Genoſſenſchaften zufällt, it eine ſo mini⸗ 
male, daß das ganze Genoſſenſchaftsweſen dadurch diskreditirt wird, 
trotz der Bereitwilligkeit der Regierung, die Genoſſenſchaften noch zur 
weiteren Löſung der ſozialen Frage, zur Javaliditäts? Verſicherung 
u. ſ. w. zu benutzen. Ein anderer Vorſchlag der Regierung, das ſo⸗ 
enannte Umlage⸗Verſahren, iſt wohl heute allſeitig verurteilt worden. 
Mut Vermittelung der Poſt will das Reich eine Garantie übernehmen 
ir die ſämmtlichen Zaiten der Genoſſenſchaften, die etwa 17.000,00 
ark betragen. Dieſe Sicherbeit kann das Reich nur übernehmen. 
wenn die Genoſſenſchaften jeder Zeit zahlungsfähig ſind, und dies 
wird nur donn möglich, wenn wir den Paragraphen annehmen, nach 
welchem die Veroflichtungen einer Genoſſenſchaft, die zablungsunſähig 
geworden iſt, auf eine andere Genoſſenſchaft übertragen werden kann. 
Wenn Sie eine solche Uebertragung billigen wollen, dann kann die 
Reichsgarantie ungefährlich fen, aber das Umlageſpſtem wie es die 
Vorlage enthält, wird wirklich ein wahres Syſtem Rinaldo Rinaldini. 
siegen den liberalen Antrag über die Haftpflicht bat man hauptſächlich 
den Vorwurf gemacht, daß ue Sicherheit große Kapitalien aus der In⸗ 
dustrie berausgezogen und in Renten angelegt werden müſſen. Iſt das 
zülklich ein fo großer Schaden, wenn eine Summe Geldes von etwa 100 
Millionen derartig angelegt wird? Im Gegentheil, ſolche Kapitalien müſſen 
wir haben, wenn die Nation nicht in kurzer Zeit bankerott fein ſollte, 
denn man kann nicht alles Geld in die Induſtrie hineinſtecken. Zu 
Gunſten der Genoſſenſchaſten, deren Wirkſamkeit man noch gar nicht 
Fennt, die in der Zukunft vielleicht erſt eine praktiſche Bedeutung 
haben werden, will man derartige Geſtaltungen der wirtbichaftiichen 
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Verbältniſſe todtſchlagen, die ſich als exiſtenzfähig erwieſen haben. 
Gegen die Privatverſi gs⸗Geſellſchaſten hat man hauptſächlich 
eingewendet, daß fie keine genügende Sicherheit bieten. Eine abfolute 
3 giebt es überhaupt nicht. Wenn wir im vorigen Jahre 
die Regierungsvorlage mit der zentraliſtiſchen Reichsanſtalt ange⸗ 
nommen hätten, ſo würden wir vielleicht heute ſchon merken, daß auch 
ſie keine abſolute Sicherheit bietet. Die Regierung ſollte doch einge⸗ 
ſehen haben, daß es nicht möglich iſt, nach dem Rezept eines herbeige⸗ 
rufenen Profeſſors ſo ſchnell eine Vorlage auszuarbeiten. r 
Reichstag hat dieſe Vorlage noch naß von der Feder vor 8 Tagen 
erhalten, man ſtellt an ihn die Zumuthung, dieſe Aufgabe in kurzer 
Zeit zu löſen. Des Leichtſinns würde ich uns beſchuldigen, wenn wir 
auf dem von der Regierung vorgeſchlagenen Wege gehen wollten. 
(Sehr richtig! links.) Dazu brauchte man den Reichstag nicht einzu⸗ 
berufen; ich weiß nicht, ob das Monopol ſo verlockend war. Dieſe 
beiden Vorlagen hätte man in der That noch lange der öffentlichen 
Kritik ausſetzen können. Indem ich beantrage, eine Kommiſſtion von 
28 Mitgliedern zu ernennen, bitte ich dieſelbe und auch die Regierung, 
das Krankenverſicherungsweſen für ſich zu regeln und hier in der That 
einen Fortſchritt zu begründen. (Beifall links.) ö 
Bevollmächtigter zum Bundesratb Geh. e Loh⸗ 
mann: Meine Herren! Ich will nur diejenigen Einwendungen kurz 
widerlegen, die der Herr Vorredner gegen die Organiſation, wie ſie der 
Geſetzentwurf zum Ausdruck bringt, vorgetragen hat. Der Herr Vor⸗ 
redner hat gegen die Krankenverſicherung dreierlei eingewendet: einmal, 
daß die Unter ſſützungen der Krankenuſſen zu gering ſein würden, 
zweitens, daß ihre Organiſation zu komplizirt ſei und zur Zerſplitterung 
führen werde; endlich daß die Krankenverſicherung mit der Unfall⸗ 
perſicherung zuſammen eingebracht ſei. Gegen den erſten Punkt möchte 
ich einwenden, daß gegenwärtig nur ſehr wenig Krankenkaſſen auch nur 
das Minimum de; von dem jetzigen Geſetz geforderten Unterſtützung 
leiſten. Selbſt bei den Gewerkvereinskaſſen beläuft ſich der geringſte 
Satz deſſen, was ein Mitglied verſichert erhält, auf nicht mehr, als 
was von dieſem Geſetz als Minimum von der Gemeindefronkenver⸗ 
ſicherung verlangt wird. Das Minimum der Krankenkaſſen iſt auch 
böher, weil es nicht nach dem Durchſchnitts ohn gewöhnlicher Tag⸗ 
arbeiter bemeſſen wird, ſondern nach dem durchſchnittlichen Tagelohn 
derjenigen Arbeiter, für welche die Kaſſe begründet iſt. Außerdem aber 
können alle Kaſſen die Unterſützung, die ſie ihren Mitgliedern ges 
währen, noch höher bemeſſen, nämlich, wenn die Vertreter dieſer Kaſſen 
finden, daß mit den Beiträgen, vie ſie zu leiſten im Stande ſind, eine 
ſolche Erhöhung möglich iſt. Der Vorwurf einer zu komplizirten Or⸗ 
ganiſation und der darin liegenden Gefahr der Zerſplitterung würde 
begründet ſein, wenn in der That jede Gemeinde verpflichtet wäre, für 
je 50 Arbeiter eine Krankenkaſſe zu errichten. Das Geſetz ſagt aber, 
daß in ſolchem Fall die Errichtung einer Kaſſe gefordert werden 
kann, und dieſe Vorſorge mußte das Geſetz treffen, um auch in ſolchen 
Gemeinden, die nur das Material für eine Kaſſe ha en, die 
Errichtung einer Kaffe erzwingen zu können. Im Uebrigen wäre 
es ſehr thöricht, wenn die R' gierung in Gemeinden, wo das 
Material zu umfangreicheren Kaſſen vorhanden, zwangsweiſe 
beſtimmen wollte, daß dieſe Kaſſe nur 50 Mitglieder haben ſoll. 
Auch der Zwang zur Errichtung einer Fabrikkaſſe muß nicht, ſondern 
kann ausgeübt werden. Dieſe Möglichkeit mußte offen gehalten 
werden, um kleinere Gemeinden vor Belaſtungen zu ſchützen. Die 
Behauptung, daß durch die Vermengung der Unfallverſicherung mit 
der Krankenverſicherung die Arbeiter geſchädigt würden, geht von der 
Voraus ſetzung aus, daß die A beiter ſchon jetzt Anſpruch haben auf 
den vollen Erſatz des Schadens, der ihnen durch einen Unfall entſteht. 
Aber bis jetzt haben wir nur eine ſehr begrenzte problematiſche Haft⸗ 
pflicht des Unternehmens. Dieſe Vorlage ſichert dem Arbeiter unter 
allen Umſtänden eine Entſchädigung zu. Wenn dieſer ganz neue An⸗ 
ſpruch auch ſeine Begrenzung erhält, ſo liegt doch darin nicht eine un⸗ 
berechtigte Schädigung des Arbeiters. der gegen früher in eine außer⸗ 
ordentlich günſtige Lage gebracht wird. Der värteſte Angriff des Vor⸗ 
redners iſt wohl der, daß man hier einen Apparat ſchafft für einen 
Gegenſtand, der der Mühe nicht werth iſt, er rechnet 2500 Fälle aus, 
die etwa zu reguliren wären. Nach den ſtatiſtiſchen Erhebungen han⸗ 
delt es ſich aber um 3200 Todesfälle, 1720 Invaliditäts⸗ und 2260 
Fälle, in denen Arbeitsunfähigkeit für länger als 13 Wochen in Frage 
kommt. Es handelt ſich hierbei um lauter ſchwere Unfälle. Uebrigens 
iſt in den Mo jven ausdrücklich ausgeſprochen, duß man dieſe Organi⸗ 
ſation für die Unfallverſicherung hauptſächlich deshalb wählt, weil man 
die Grundlage legen will auch für die Erfüllung weiterer Aufgaben auf 
dem Gebiet der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung. Freilſch muß man dieſe 
Organiſation vorerſt nach den nächſten Zwecken einrichten und die Erforder⸗ 
niſſe der Unfallverſicherung vorläufig zu Örunde legen. Man nimmt deshalb 
die Geſammtheit der einer Gefaährenklaſſe angehörigen Unternehmer 
als Träger des von allen Unternehmern zu tragenden Riſikos. Aber 
dieſe Gefahrenklaſſe iſt nicht, wie der Abg Lasker meint, das Rückgrat 
der ganzen Organiſation, ſondern nur die Rückendeckung für die Ge⸗ 
noſſenſchaften; in dieſen findet ſich die eigentliche Organiſation, und 
dieſe ſind keineswegs ein zuſammenhangsloſer Haufen, wie der Abg. 
Lasker meint, ſondern nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes beſtehen 
ſie nur aus homogenen Elementen. Nun dieſen Genoſſenſchaften wird 
man zunächſt die ganze Verwaltung der Unfallverſicherung überlaſſen; 
aber in dieſer Verwaltung iſt das bureaukratiſche Element keineswegs 
ſo ſtark vertreten, wie der Abg. Lasker vorgetragen hat. Alles, was 
überhaupt zur We DEE Unfallverſicherung gehört, beſorgen die 
Genoſſenſchaften ſelbſt. Die Verwaltungsbehörde, von welcher der Abg. 
Lasker geſprochen Bat, iſt lediglich Beſchwerde⸗ und Rekursinſtanz in 
gewiſſen Fällen. Mit der Hauptſache, mit der Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigung, hat die ſtaatliche Behörde gar nichts zu thun; das iſt 
Sache der Schiedsgerichte. Der Organiſation der Gefahrenklaſſen hat 
der Abg. Lasker vorgeworfen, daß darin eine Ermunterung liege zur 
Unterlafjung der Vorſichtsmaßregeln, zu denen jeder Unternehmer ver⸗ 
pflichtet ſei. Das würde richtig ſein, wenn nicht auch die Genoſſen⸗ 
ee zu denen jeder Unternehmer gehören muß, einen Theil des 
iſikos zu tragen und deshalb ein Intereſſe daran hätten, unter ihren 
Mitgliedern die Unfälle ſoviel als möglichſt zu verhüten. Die ver: 
ſchiedenen Intereſſen, die bei den Fabrikanten wirkſam ſind, werden 
hier zu dem ganz richtigen Ziele führen. Was ſodann die Vorſchriften 
über das Verhalten der Arbeiter betrifft, jo werden die Vorfſchriften 
für die Einrichtungen und Betriebsunternehmungen ſo lange lückenhaft 
bleiben, als ſie ſich nicht auch auf die Arbeiter erſtrecken. Sollen die 
Vorſchriften, die die Unternehmer für ſich ſelbſt aufſtellen, wirkſam ſein, 


ſo müſſen die letzteren auch in der Lage ſein, Vorſchriften für die 


Arbeiter aufzuſtellen. Dieſelben können nur ausgehen von jemand, 
der der Sache nahe ſteht. Aber damit den Arbeitern keine Unbilligkeit 
hieraus erwächſt, ſoll der Arbeiterausſchuß gehört werden, wenn eine 
ſolche Vorſchrift erlaſſen wird. Man hat dieſes Anſinnen verächtlich 
behandelt, aber es hat ſeinen Werth, da alle Vorſchriften von den 
höheren Verwaltungsbehörden genehmigt werden müſſen. Das Ver⸗ 
trauen kann man doch der Regierung ſchenken, daß ſie nicht in ſolchen 
Fällen gegen beſſeres Wiſſen handeln wird. Das Umlageverfahren des 
Entwurfs iſt eine außerordentliche Erleichterung des ganſen Geſchäfts⸗ 
gebahrens und der erſtmaligen Bildung der Genoſſenſchaften. Die 
verbündeten Regierungen machen ſich kein Hehl daraus, daß bei der 
erſten Bildung der Genoſſenſchaften Fehler vorkommen werden. Die 
Vorlage giebt auch die Mittel, dieſelben im Laufe der Zeit zu ver⸗ 
beſſern. Sa glaube, daß auf dieſem Gebiete das Geſpenſt der unge: 
beuren Garantien, die das Reich zu übernehmen hat, zuſammenſchwin⸗ 
den wird; die Garantie, die theoretiſch im Umlageverfahren enthalten 
iſt, wird überhaupt niemals praktiſch werden, denn fie eng nur das 
Reich treffen, wenn eine ganze Gefahrenklaſſe zu Gru de geht oder ſo 
zuſammenſchrumpft, daß fie leiſtungsunſäbhig wund. Das halte ich 
bei der ganzen Eintheilung für unmöglich, damentle de we Kart, 
wie der Abgeordnete Lasker ſelbſt geſagt hat, eine cor ge aue iſt 
(Beifall rechts.) 


Abg. Lenzmann (Fortſchritt): Meine Partei wird die Vor⸗ 
lage ganz objektw prüfen. haben das Gefühl, als ſei dieſelbe nicht 
o ſehr berechnet, das Wohl der arbeitenden Klaſſen zu fördern, als 
vielmehr die Arbeiter für die Regierungspolitik zu gewinnen. Für mich 
liegt die Sache fo: Der Arbeiter ſoll Anſpruch auf Entfhädigung 
haben bei allen Unfällen ohne Rückſicht auf zufällige Verſchuldung und 
es muß ihm ein ſolventer Verpflichteter entgegengeſtellt werden. Ich 
habe leider Entſchädigungs⸗Prozeſſe führen müſſen durch alle In⸗ 
ſtanzen, und gewöhnlich war am Ende der Schuldner inſolvent; ich 
möchte auf Grund meiner Exfabrungen behaupten, daß derjenige Fa⸗ 
brikant, der es wegen der Entſchädigung zum Pre zeß kommen läßt, 
5 nicht mehr in der Lage iſt, ſeinen Arbeiter zu befriedigen. 
kun hat die Induſtrie dadurch Remedur zu ſchaffen geſucht, daß fle 
die Arbeiter verſichert. Aber dieſe Remedur iſt nur eine jcheinbare, 
weil der Arbeiter feine Anſprliche gegen die Verſicherungsgeſellſchaften 
nicht in allen Fällen erheben kann. Es iſt der Fall vorgekommen, daß 
eine Verſicherungsgeſellſchaft die Zahlung von Entſchädigungen verweigert 
bat, weil der Prinzipal bankerott geworden iſt. Dieſer Nachtheil hat darin 
ſeinen Grund. daß die bisherige Geſetzgebung ſchlecht war. Dieſe Er⸗ 
fahrungen haben mich vom Manchefterihum bekehrt und zum Freunde der 
Zwangsverſicherung gemacht. Ich babe es mit größter Freude begrüßt, 
daß auch die Regierung dieſen Standpunkt eingenommen hat. Wenn 
wir und die Regierung den redlichen Willen haben, dann werden wir 
auch noch in dieſer Seſſion etwas zu Stande bringen, es darf dabei 
nicht darauf ankommen, ob wir bis in den Sommer hier bleiben. Die 
Vorlage iſt aber für mich nur dann acceptabel, wenn die Regierung. 
in ein enen Punkten Aenderungen vornehmen läßt. Zunächſt darf 
das Arbeiter⸗Verſicherungsweſen nicht. verftaatliht werden; wie ich 
gegen die Verſtaatlichung auf anderen Gebieten bin, jo auch auf dieſem. 
Weiter bin ich der Meinung, daß die Vereinigung des Privatkapitals 
zur Verſicherung vollſtändig ausreicht. Die in den Motiven gegen die 
Aktiengeſellſchaften erhobenen Vorwürfe find nicht begründet. Illoyal 
handelnde Geſellſchaften finden ſich ſehr ſelten und werden wohl kein 
langes Leben haben. Der Entwurf iſt für mich aber auch unannehmbar 
wegen der Art, wie die Prämien auf die verſchiedenen Gefahrenklaſſen 
vertheilt werden. So ſind in die 5. Klaſſe die Eiſenwerke, dagegen in die 
8. Klaſſe die Betriebe, die ſich mit Verarbeitung von legirten Metallen 
beſchäftigen, eingeſtellt, die Höhe der Prämie iſt daher für 
beide Klaſſen eine perſchiedene, und doch ſind die Gefahren bei beiden 
dieſelben, weil die Art des Betriebes gleich iſt. Viel richtiger wäre die 
geographiſche Unterſcheidung, da es Gegenden giebt, wo vorzüglich 
eingerichtete Etabliſſements zu finden ſind, während dies in anderen 
nicht in dem Maße der Fall iſt. Die in der Vorlage vorgeſchlagenen 
Unterſcheidungen beweiſen nur, daß der Herr, der ſie gemacht hat, nicht 
viel von der Sache perſteht. Man bedenke nur, wie ſchwer es wäre, 
einen Betrieb aus einer Klaſſe in eine andere u verſetzen. Gegen den 
Reichszuſchuß bin ich deshalb, weil ich ein Gegner der indirekten Be⸗ 
ſteuerung bin. Man führe erſt daß Prinsip der direkten Steuern durch. 
Es iſt ſerner ungerecht, wenn man dem Arbeiter bei Unfällen und 
Krankheiten nur einen Theil des ihm entzogenen Lohnes geben will. 
Die Furcht vor Selbſtbeſchädigungen iſt nicht begründet, unſer Arbeiter⸗ 
ſtand iſt nicht fo tief geſunken. Auch der Hinweis auf die Analogie 
mit den Penſionen der Beamten paßt nicht, weil die Penſionen keine 
Entſchädigungen ſind, ſondern lediglich auf einem Vertragsverhältniß 
des Beamten zu dem Stante beruhen. Warum ſoll weiter 
der Arbeiter, der zur Zeit eines niedrigen Lohnſatzes verunglückt 
iſt, materiell ſchlechter gefteiit werden, als der, welcher das rela⸗ 
tive Glück batte, zu einer Zeit erwerbsunfähig zu werden, wo die 
Löhne höher ſtanden? Die Höhe der Entſchädigungsſumme muß 
von einer aus Urbeitnehmern und Arbeitgebern zuſammen⸗ 
geſetzten Korporation geregelt werden, die nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen jedes einzelnen Falles ihre Entſcheidungen zu treffen 
hat. Endlich hat die Vorlage den Mangel, daß dem Arbeiter der 
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Entſchädigung geben wollen. Es muß hier gegen die Entſcheidungen 
der erſtinſtanzlichen Organe derſelbe Weg offen gelaſſen werden, wie bei 
anderen privatrechtlichen Streitigkeiten. Alle dieſe Geſichtspunkte ver⸗ 
rücken nicht die Baſis des Geſetzentwurfs, fie können im Gegentheil 
im Rahmen deſſelben Berückſichtigung finden. Alles Andere kann 
ſtehen bleiben, namentlich die Z vangsaſſoziationen. Denn es giebt 
Gegenden, die nicht freiwillig zu der Verſicherung beitreten werden. 
gegen dieſe muß ein Zwang geübt werden. Man möge auch die länd⸗ 
lichen Arbeiter unter dieſes Geſetz ſtellen, umſomehr, als gerade unter 
dieſen die meiſten ungeſchulten Maſchinenarbeiter zu finden ſind. 
Beide Vorlagen werden hierauf nach dem Antrage des Abg. 
Lasker an eine Kommiſſion von 28 Mitgliedern verwieſen, die ſofort 
gewählt werden ſoll. . 
Präſident v. Levetzow ſchlägt vor, die nächſte Sitzung Mittwoch 
12 Uhr abzuhalten. 
Abg. Bamberger 
beſteht, glaube ich, allgemein der Wunſch, die Pfingitferien möglichſt 
bald zu beginnen und morgen keine Sitzung mehr abzuhalten. Auf 
die Angabe der Gründe verzichte ich; ſollten wir aber morgen doch 
eine Sitzun i 
fälle, die ſich 
Außerdem will morgen noch die Tabaksmonopol⸗Kommiſſion ſitzen 
und in ihrem erſten Feuereifer weiter nach den Gründen ſuchen, 
Heitere vn bewogen haben, das Monopol abzulehnen. (Große 

eiterkeit. 
Präsident von Levetzow: Ich war auf dieſen Einwand vor⸗ 
bereitet (Heiterkeit); ich glaube, der Wunſch des Hauſes geht dahin, 
heute zu ſchließen, und ich füge mich ihm. Ich bitte aber die Herren 
Vorſitzenden und Mitglieder der Kommiſſtonen, in der Zwiſchenzeit 
bis zum 6. Juni Sitzungen abzuhalten, denn die Erfüllung des Wun⸗ 
ſches, den wir Alle haben, nicht zu tief in den Sommer hinein zu 
tagen, hängt davon ab, daß die Kommiſſionen die Ferienzeit be⸗ 
nutzen. Gewinnen Sie das nicht über ſich, So iſt nicht abzuſehen. 
wie lange die Seſſion dauern wird und dann könnten die Unfälle 
Gaben 258 Haftpflicht Herr Bamberger nicht übernehmen will. 

eiterkeit. 
Nächſte Sitzung: Dienſtag, 6. Juni, 1 Uhr Nachmittags 
(Zweite Leſung der Novelle zum Zolltarif mit den dazu gehörigen An⸗ 

ägen Schmidt⸗Elberfeld und Barth.) 


Briefe und Zeitungsberichte. 
O. Berlin, 16. Mai. [Der Windthorſt'ſche 
Vorſchlag. Die egyptiſche Frage. Die Hy⸗ 
gieine⸗Ausſtellung.] Au der liberalen Seite des Reichs⸗ 
tags iſt man geneigt, den Windthorſt ſchen Vorſchlag 
betreffs der Zwiſchenkommiſſionen als geſcheitert zu betrachten; 
es frägt ſich, ob das nicht in demſelben Maße zu optimiſtiſch if, 
wie es unbegründet war, als man geſtern hie und da die Zu⸗ 
ſtimmung des Kanzlers als ſicher anſah, ja ſogar den Vorſchlag 
ſelbſt auf eine Abmachung mit dieſem zurückfuͤhrte. Fürſt Bis⸗ 
marck wird jedenfalls kühl überlegen, ob für ſeine Zwecke ein 
Vortheil bei der Sache iſt, und danach entſcheiden. In der Mo⸗ 
nopolfrage iſt ſicher keiner dabei; auch die Haltung der klerikalen 
Mitglieder der Monopol⸗Kommiſſion in der heutigen erſten 
Sitzung derſelben hat gezeigt, daß das Zentrum ſich gebunden 
fühlt, daß es, auch wenn ein Theil der Partei wollte, das 
Monopol nicht bewilligen kann. Somit wäre die Folge einer 
Hinaueſchiebung der Entſcheidung für die Regierung lediglich 
daß die Aufregung, welche dieſe Frage in weiten Kreiſen veran 
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Rechtsweg abgeſchnitten iſt, wenn ihm die Inſtitute eine zu geringe 


zur Geſchäftsordnung: Meine Herren, es 


anberaumen, ſo möchte ich die Haftpflicht für die Un⸗ 
ch da ereignen können, nicht übernehmen. (Heiterkeit.) 
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er tion einwirkte — was natürlich nicht den 
ünſchen des Fürſten Bismarck entſprechen würde. 
Günſtiger könnte er vielleicht den Windthorſt'ſchen Vorſchlag in 
der Beſchränkung auf die beiden ſozialpolitiſchen Vorlagen, in welcher 
er auch urſprünglich nur vorgebracht ſein ſoll, aufnehmen, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß das Zentrum Garantien dafür giebt, daß die 
Hinausziehung der Berathung und Entſcheidung zur Annahme 
der beiden Geſetze fuhrt. Man muß die Willensmeinung aus 
Friedrichsruh abwarten. Ob die Zwiſchenkommiſſion für das 
Tabaksmonopol im Reichstag ſelbſt dann eine Majorität fände, 
wenn der Kanzler ſich dafür erklärte, iſt zweifelhaft; betreffs der 
beiden anderen Entwürfe wäre es wahrſcheinlich — und politiſch 
jedenfalls ziemlich gleichgiltig. Um al le Verſtonen betreffs der 
Motive des Windthorſt'ſchen Vorſchlags zu verzeichnen, ſei auch 
die unverfänglichſte noch erwähnt: fie geht dahin, daß der im 
Gefühl ſeines parlamentariſchen Einfluſſes ſich außerordentlich 
wohl fühlende Zentrums führer ſich lediglich von dem Wunſche 
nach Geltendmachung dieſer ſeiner Stellung ganz ſo zu einem 
verfehlten Unternehmen habe hinreißen laſſen, wie in der vorigen 
Seſſion in der Kommiſſion für die Hamburger Zollanſchluß⸗Vor⸗ 
lage, als er ſich lediglich im Gefühl ſeiner parlamentariſchen 
Wichtiakeit zum Organ angeblicher Befürchtungen wegen mög⸗ 
licher Schwierigkeiten mit dem Auslande machte und dann die 
verfehlte Kampagne wegen Erzielung einer „Genugthuung“ von 
der „Nordd. Allg. Ztg.“ unternahm, in der er eine Niederlage 
nach der anderen erlitt, Da auch Herrn Windthorſt „nichts 
Menſchliches fremd iſt“, mag dieſe Verſion wenigſtens regiſtrirt 
ſein; das Schickſal ſeines Vorſchlages wird ihre Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit ergeben. — Die angebliche „Verſöhnung“ des Vice⸗ 
« bkönigs von Egypten mit dem Ministerium, welches vor 
wenigen Tagen verſucht hatte. ihn abzuſetzen, wird hier ſehr 
ſteptiſch aufgenommen und als eine Atcappe betrachtet, in der 
eine Intrigue ſteckk. Daß die beiden angeblich „verſöhnten“ 
Parteien einander nicht trauen können, liegt auf der Hand. Die 
bisher von der deutſchen Regierung befolgte Politik, den Weſt⸗ 
mächten die leitende Rolle in der Angelegenheit zu überlaſſen, 
ging von derſelben Auffaſſung aus, welche ſ. Z. dazu führte, 
Frankreich in Tunis gewähren zu laſſen: daß es nur 
zur Befeſtigung des Friedens in Europa beitragen kann, wenn 
Frankreich anderwärts Befriedigung ſeines Ehrgeizes findet. Ob 
es in Egypten dazu ohne Entzweiung mit England gelangen 
könnte, darüber brauchte man ſich hier nicht „den Kopf der 
Franzoſen zu zerbrechen“; eine ſolche Entzweiung war allerdings 
nicht unwahrſcheinlich, da die Rivalität der beiden Mächte in 
Egypten zu offenkundig iſt, als daß ſie nicht in den Verhandlun⸗ 
gen hätte hervortreten müſſen. Die Vermuthung, daß ſie auf 
Grund der angeblichen, in Kairo erfolgten Verſöhnung akut 
werden könnte, wird jetzt laut; ſie beruht auf der Annahme, 
daß eine der beiden Weſtmächte zu ihren eigenen Zwecken der 
anderen bei der Herbeiführung der „Verſöhnung“ den Rang 
abgelaufen hat. — Das Zentralkomite der Hygieine⸗Aus⸗ 
ſtellung hat heute Mittag die Wiederherſtellung derſelben 
beſchlsſſen. Ein beftimmter Termin wurde nicht in Ausſicht 
genommen, es gilt aber als ſicher, daß es das nächſte Frühjahr 
ſein wird; raſcher iſt weder die Herſtellung eines ſicheren Ge⸗ 
bäudes, noch der Erſatz der verbrannten Objekte möglich. 
f — Ein ſchwerer Verluft ſteht der Berliner Univer⸗ 
ſität und insbeſondere der mediziniſchen Fakultät bevor, Herr 
Geheimrath Dr. von Langenbeck, der über die Grenzen 
Europas hinaus bekannte Operateur und akademiſche Lehrer, der 
Begründer einer großen neuen Epoche der mediziniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft, beabſichtigt, vom 1. Oktober d. J. ſeine Profeſſur an 
hieſiger Univerſität niederzulegen. Die Wichtigkeit dieſer Nachricht, 
welche geſtern als Gerücht im Reichstag verbreitet war, veranlaßte 
uns, direkt an zuſtändigſter Stelle Erkundigungen einzuziehen, 
welche leider Beſtätigung brachten. Der Herr Gehein⸗ 
rath erklärte, er habe ſeinen Abſchied aller⸗ 
dings nachgeſucht, einen Beſcheid aber noch 
nicht erhalten. (Berl. Tagebl.) 
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Telegraphiſche Nachrichten. 

Darmſtadt, 16. Mai. Der Großherzog und die Prin⸗ 
zeſſin Victoria find aus England hierher zurückgekehrt. 

Wien, 16. Mai. [Ringtheater⸗Prozeß.] Das 
Urtheil gegen den Theaterdirektor Jauner lautet auf viermonat⸗ 
lichen einfachen Arreſt, gegen den Hausinſpektor Geringer auf 
viermonatlichen ſtrengen Arreſt und gegen den Maſchiniſten Nitſche 
auf achtmonallichen ſtrengen Arreſt, die beiden letzteren Strafen 
verſchärſt durch je einen Faſttag per Monat. 

Peſt. 16. Mai. [Unterhaus] Im Laufe der Ver⸗ 
handlungen über den Pazifikationskredit warf Nemeth (ääußerſte 
Linke) dem Miniſterpräſidenten vor, daß er die Anhänger der 
Regierungspartei mit finanziellen Vortheilen zu entſchädigen 
ſuchte. Nemeth führte mehrere angebliche Fälle an und bean: 
tragte die Einſezung einer parlamentariſchen Unterſuchungs⸗ 
Kommiſſion. Der Miniſterpräſident und der Finanzminiſter 
widerlegten unter lebhaftem Beifall der Rechten die Anſchuldi⸗ 
gungen Nemeth s. 

Rom, 15. Mal. [Deputirtenkammer.] Santo: 
nofrio begründet feine Interpellation bezüglich der Lage in Egyp⸗ 
ten, Minghetti fragt an, was die Regierung zum Schutze der 
italieniſchen Staatsangehörige in Egypſen zu thun gedenke. Der 
Minister des Aeußern, Mancini, erwiedert, daß die beſondere 
Schwierigkeit und die Unberechenbarkeit der egyptiſchen Kriſe, ſo 
wie Schicklichkeitsrückſichten gegen die anderen Kabinelte, mit 
welchen Italien einen lebhaften Meinungsaustauſch unterhalte, 
deer Regierung eine abſolute Reſerve auferlegten. Er könne da⸗ 

her auf die geſlellten Fragen nicht eingehen, auch den Zeitpunkt 

nicht beſtimmen, wo über dieſelben diskuurt werden könne. Der 

Miniſter verſicherte indeſſen, daß er der Angelezenheit ſeine volle 
Aufmerkſamkeit zuwende und daß die Regierung in dieſer Frage 
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ſich an das europäiſche Konzert als gebunden betrachte, durch 
welches die 1 1 der italieniſchen Staatsangehörigen und 
der Schutz der italieniſchen Intereſſen nur gefördert werden könne. 
Minghetti erklärt, auf einer Weiterberathung der Interpellation 
nicht beſtehen zu wollen, bemerkt aber, daß die Parlamente Frank⸗ 
reichs und Englands dieſe Frage diskutirt hätten und daß er 
demnächſt ſeine Anfrage erneuern werde. Santonofrio erklärt 
ſich von der Antwort des Miniſters befriedigt. 

Rom, 16. Mai. Wie die „Agencia Stefani“ meldet, 


haben England und Frankreich, den Regierungen von Oeſterreich⸗ 


Ungarn, Deutſchland, Italien und Rußland ihren Entſchluß be⸗ 
kannt gegeben, eine Flottendemonſtration gegen Egypten in's 
Werk zu ſetzen, und gleichzeitig erklärt, daß die Demonſtration 
blos den Zweck habe, den Khedive bei Aufrechthaltung des status 
quo zu unterſtützen. Unter den vorerwähnten Kabineten findet 
ein Meinungsaustauſch über dieſe Mittheilung ſtatt. 

Haag, 15. Mai. Der König beſteht auf feiner Weigerung, 
die Demiſſton des Kabinets anzunehmen. 

London, 15. Mai. [Unterhaus] In Beantwor⸗ 
tung einer Anfrage Northcote's in Betreff der egyptiſchen Frage 
wies der Staatsſekretär Dilke auf die im Januar von der eng⸗ 
liſchen und franzöſiſchen Regierung nach Egypten geſandten iden⸗ 
tiſchen Inſtruktionen hin und erklärte: 

Am 30. Januar habe England der franzöſiſchen Regierung ſeine 
Anſichten hinſichtlich der Zukunft mitgetheilt. Am 6. Februar habe 
England vorgeſchlagen, die engliſche und ſranzöſiſche Regierung ſollten 
den übrigen Mächten ihre Anſichten über die beiten. Mittel 
zur Aufrechterhaltung des status quo mittheilen. Das Rund⸗ 
ſchreiben zu dieſem Zwecke ſei am 11. Februar an die verſchie⸗ 
denen Kabinete abgegangen. } 
verſchiedenheiten zwiſchen England und Frankreich entſtanden, welche 
indeſſen jetzt ganz beſeitigt ſeier. Die von den Miniſtern des Khedive 
in dieſem Monat gethanen verfaſſungswidrigen Schritte hätten eine 
höchſt kritiſche Situation herbeigeführt, welche einen lebhaften Meinungs⸗ 
austauſch zwiſchen England und Frankreich veranlaßte. Dieſer 
Meinungsaustauſch habe das günſtige Reſultat gehabt. daß die beiden 
Regierungen ſich jetzt in vollitändigem Einververnehmen befinden hin⸗ 
ſichklich der Maßregeln bei etwaigen zukünftigen Eventualitäten, welche 
boffenklich jetzt nicht eintreten würden. Beide Regierungen ſeien überzeugt, 
daß die zwiſchen ihnen vereinbarte Politik die Zuſtimmung aller an⸗ 
deren Zroßmächte und der Porte finden würde. , - 

Dem Deputirten Wolff erwiederte Dilke, die engliſche und 
franzöſiſche Flotte ſeien nach der Suda⸗Bai, auf dem Wege nach 
Alexandrien abgegangen. 

London, 15. Mai. [Oberhaus.] 
ſekretär des Aeußeren, Granville, 
bezüglich der egyptiſchen Frage: 
Aus denſelben geht hervor, daß der franzöſiſche Botſchafter Tiſſot 
in einem Briefe vom 13. d. Granville mittheilte, er ſei von dem Mi⸗ 
niſterpräſidenten Freyeinet ermächtigt, zu verfichern, Freyeinet habe in 
ſeiner am 11. d. in der Kammer gehaltenen Rede nicht ſagen wollen, 
daß Frankreich beatfichtige, fein Uebergewicht in Egypten von dem 
Englands zu trennen. Vor einigen Wochen hätten ſich England und 
Frankreich über die Politik zur Wahrung der internationalen Arran⸗ 
gements gegen Tonititutionelle Veränderungen geeinigt und die Mächte 
bätte dieſen Beſchlüſſen einſtimmig zugeſtimmt. Seit 14 Tagen ſei fait 
kein Tag vergangen, an dem nicht identiſche ——.— von Frank⸗ 

ch 


Der Staats⸗ 
gab ebenfalls Aufklärungen 


reich und England an ihre Agenten in Egvypten geſandt worden. 
Augenblicklich ſei die Lage etwas beſſer, obſchon noch einige große 
Schwierigkeiten beſtänden. Die Notabeln hätten ſich auf die Seite des 
Khedive und gegen die Armee geſtellt, es ſei aber möglich, daß ſie der 
phyſiſchen Gewalt weichen müſſen. Unter dieſen Umſtänden ſeien drei 
engliſche Kriegsſchiffe von Korfu und drei franzöſiſche vom Piräus nach 
Kandia, wo fie zuſammentreffen ſollen, beordert, um von dort nach 
Alexandrien zu gehen, wo ſie weitere Befehle zu erwarten hätten Die 
Mächte hätten den Schritten Englands und Frankreichs zugeſtimmt. 
Es herrſche volles Einvernehmen mit Frankreich im Falle gewiſſer 
Eventualitäten, doch habe er mehr als Hoffnung, daß ſolche Eventua⸗ 
litäten nicht eintreten und der Friede, die Ordnung und die Wohlfahrt 
Wait) ohne Anwendung von Gewalt hergeſtellt werden würden 
Salisbury hat Nichts an Granville's Mittheilungen auszu⸗ 
ſetzen. England ſei verpflichtet, den Khedive, wenn nöthig, mit 
mehr als bloßen Worten zu unterſtützen. In dieſem Falle wäre 
die Benutzung des Schwertes der Türkei das Beſte, die des 
Schwertes Frankreichs das Schlimmſte. Ein Miniſter, welcher 
in die letztere Alternative willige, verdiene heftige Verurtheilung, 
wenn er darein willige, ohne die ſtrikteſte Garantie für die Wah⸗ 
rung der Intereſſen Englands zu haben. Granville könne auf 
die Unterſtüßung aller Parteien rechnen, wenn die Autorität 
Englands in den egyptiichen Angelegenheiten nicht der irgend 
einer anderen europäiſchen Macht untergeordnet werde. Der 
Gegenſtand wurde damit verlaſſen. 

London, 16. Mai. [Unterhaus.] Northcote ver⸗ 
langte weitere Information über das Arrangement mit Parnell. 
Der Premier Gladſtone erwiederte, die Freilaſſung der Verdäch⸗ 
tigen ſei die Pflicht der Regierung geweſen. Balfour iſt mit 
dieſer Antwort nicht zufrieden und beantragt Vertagung des 
Hauſes. Es ſei zweifellos, daß die Regierung ein Abkommen mit 
Parnell getroffen habe; eine ſolche Transaktion ſei beiſpiellos in 
der Geſchichte Englands und eine Infamie. Das Ver⸗ 
trauen zu den Erklärungen der Regierung ſei erſchüttert. 
Gladſtone weit in leidenſchaftlicher Weiſe die Beſchuldi⸗ 
gungen zurück; es ſei kein wahres Wort an der Behauptung, 
daß ein Pakt beſtehe; er müſſe allen vorgebrachten Beſchul⸗ 
digungen ein energiſches Dementi entgegenſtellen; ſolche Beſchul⸗ 
digungen müßten erhärtet werden. Wenn dies nicht geſchehe, ſo 
gereichten ſie denen zur Unehre, welche ſie vorbringen. Gibſon 
bemerkte, leidenſchaftliche Aeußerungen genügten nicht zur Wider⸗ 
legung, dazu bedürfe es Thatſachen. Die Debatte dauert fort. 

Petersburg, 16. Mai. Das „Journal de St. Peters⸗ 
bourg“ beſtätigt die erfolgte Unterzeichnung der Konvention be⸗ 
züglich Zahlung der Kriegsentſchädigungskoſten ſeitens der Türkei 
und läßt der Geſchicklichkeit und der Geduld des Botſchafters 
Nowikow Gerechtigkeit widerfahren. Es habe nicht nur dem 
herrſchenden Mangel im ottomaniſchen Staatsſchatze Rechnung 
getragen werden müſſen, ſon ern es wären auch die ruſſiſchen 
Intereſſen in den Stipulationen der Konvention zu wahren 

eweſen. 

Petersburg, 16. Mai. Der General Gouverneur von 

Turkeſtan, General-Adjutant von Kauffmann, it geſtorben. 
Kairo, 16. Mai. (Meldung des „Reuter'ſchen Bureaus“.) 


Im Monat März ſeien Meinungs⸗ 


Der Khedive hat formell Einf dagegen erhoben, daß die 
Pforte mit dem e len 
korreſpondirt hat. Die Beziehungen zwiſchen dem Khedive und 
den Miniſtern find wieder aufgenommen, letztere find geſtern 
Abend von dem Khedive in Audienz empfangen worden. Das 


wartet. Arabi Bey ſoll auf die Nachricht von der Abſendung 
des Geſchwaders den Mudirs befohlen haben, die Armeereſerven 
binnen drei Tagen hierherzuſenden. a 

Kairo, 16. Mai. Der engliſche Generalkonſul Malet hat 
ein Rundſchreiben an die engliſchen Konſuln in Egyplen ge⸗ 
richtet, in welchem er denſelben mittheilt, daß das Erſcheinen 
des franzöſiſch⸗engliſchen Geſchwaders einen friedlichen Charakter 
habe und daß Nichts zu fürchten ſei, vorausgeſetzt, daß die 
öffentliche Sicherheit aufrecht erhalten bleibe und daß die Unter⸗ 
handlungen zwiſchen der egyptiſchen Regierung und den Mächten 
zu einem befriedigenden Reſultat führen. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer em Posen 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 


übernimmt die Redaktion keine Verantwortung 


Waſſerſtand der Warthe. 
Voſen, am 1 Mai Morgens 0,72 Meter. 


„Mittags 0.72 
® » 17 * Morgens 0,72 = 


Telegraphiſche Börfenberisie. 
Fonds⸗Courſe. sine 

Frankfurt a. M., 16. Mai. Effekten⸗Sozietät. Kreditaktien 
2938, Franzoſen 2828, Lombarden 1267, Galizier 2674, öſterreichiſche 
Goldrente —, ungariſche Goldrente 76,5, II. Orientanleihe —, öſterr. 
Silberrente —, Egypter 724, III. Orientanl. —, 1880er Ruſſen ——, 
Wiener Bankverein —, 1860er Looſe —, Diskonto⸗Kommandit —, 
Franzoſen matt auf wiener Verkäufe und das Gerücht, daß die 
Staatsbahn zur Zahlung der Dividende den ganzen Reſervefonds 
— 
ten. 


| 


| 


Galizier 314,50, Kaſch.⸗Oderb. 150,20, here 


Nor 
ungar. - 0 Be 
Auſtr. 128,75 Wiener Bankverein 118,00. Ungar. Kredit 


er o. 99,50. : 
100,00. Marknoten 58,60 Ruſſiſche Banknoten 1,214. emberg⸗ 


119,70. Kreditaktien 345,75. Franzoſen 335,50. 
n 


öproz. öfter. Papierrente 92,75, ungar. Goldrente —, Bufctierader . 
7 g Ung. Präml. 119,70. Este 2 — Bufctieraber 
Nachbörſe: Steigend. Oeſterreichiſche Kreditaktien 546,75. 


apierrente —, Ungariiche Gold» 
27%, Egupter 714, proz. 
. Stetig. 


(Schlußkurſe.) Wechſel auf Berlin 958. 
Wechſel Paris 
5,148, Zzoroz. fundirte Anleihe 1018, dale mh fundirte Anleihe 


Geld leicht, für Regierungsſſcherheiten 2, 


für andere Si 
heiten ebenfalls 2 Prozent. cher⸗ 


Produkten⸗Kurſe. 
= 8 —— reger gen Beien loco ruhig, auf 
rmine feſt. eſter, N 
per Juli⸗Aug. 208,00 Br., 207,00 G N: . 


0 Sept. 
203,00. Gd. Roggen per 80 49 „121,00 Br., 140,00 Gd., per 
€ * a 


Br. N s 2000. Sack. — Petrol 
Standard white loco 7,20 Br., 7.10 Wi Mai 
9 


London 16. Mai. Die Getreidezufuhren betrugen in d 
Woche vom 6, bis 12. Mai: Englischer den 3965 Ferner 
r 20,913, 
afer Su fremder (3,685 Ort. Engliſches Mehl 


0 Roggen loco 10,25, 
See loco 5,39. Hanf loco 34,50. Leinſaat (9 Pud) loco 14,25. — 


o. ver Mai ıD 45 
1 


vor * ch 
britannten 16, 
Häfen es Kon: } 
Großbritannien 53.990, 
dem Ko tinent 2500 Qrts. 


franzöſiſch⸗engliſche Geſchwader wird morgen in Alexandrien er⸗ 


= 
Bir 
7 


; Wrodukten -Börfe, 
De dien 16. Mai. Wind: NO. Wetter: Verän 
iemlich rauhe ung verlieh dem beugen Vertehr für 
die in u Nrtifel feſte 
Loko⸗Weizen be * ſeinen Werth. Für Termine beſtand 
ziemlich rege Nachfrage, welche allen Sichten eine merkliche Beſſerung 
zuführte, jo zwar, daß ſpätere Sichten am meiſten profitirten. Gegen 
Hen do nic; erkennbare Abſchwächung ein, aber flau ſchloß der 
arkt doch ni 
n olo No ggen verkaufte ſich die wenig bedeutende Zufuhr 
feſten reſp. beſſeren Preiſen ſchlank. Termine, welche gleich feſt 8 
höher einſetzten, blieben während der erſten Markthälfte in Deckung und 
auf neue Spekulation lebhaft ie iu ſo daß es zu einer Naa anſehn⸗ 
lichen 8 kam. Dieſe führte dann regeres Angebot her⸗ 
unter welchem ein Theil der Beſſerung wieder verloren ging. Der 
Schluß war trotzdem aber nichts weniger als flau. 
Loko⸗Hafer wenig verändert. Termine 1 Roggenmehl 
17 mit abgeſchwächtem Schluß. Mais loko und Termine feſter. 
Rüböl im Se enig um. Bei ſeſter Haltung hat ſich beſonders Herbſt⸗ 
lieferung im Werthe gebeſſert. 
Petroleum theurer, weil = Seeplätze höher notirten. 
Spiritus wenig belebt und matt. Effektive Waare und Ter⸗ 
mine mußten ſich eine kleine Preisredultion gefallen lafien. 
Weizen per 1000 Kilo loko 205 — 235 M. nach Qualität ge: 


fordert, abgel. Anmeld. — bezahlt, defekter Polniſcher — ee ab Bahn, 
per Mai 230-229 Mark bezahlt, per Mai ⸗ 20 Mark 
bez., per Juni⸗Juli 2133 M. bez., per W ar 4 c 
M. bez., per September⸗Oktober 204 —2051—2053 M. bez. — Gekün⸗ 


digt 8000 Atr. Regulirungspreis 229 Mark. — Roggen per 
1000 Kilo lofo 143—162 M. nach Qualitat gefordert inländ 153—159 


Berlin, 16. Mai. 
nen Charakter. 


Die Börſe zeigte auch heute einen unentſchloſſe⸗ 
Trotzdem die Entſcheidung in Sachen der Union ge: 
nérale zu Gunſten der Kuliſſe ausgefallen iſt, entſprachen die geſtrigen 
auswärtigen Börſen nicht den Erwartungen, die man hierſelbſt daran 


geknüpft hatte. Daraufhin machte ſich zunächſt eine gewiſſe Ent⸗ 
muthigung der Lokalſpekulation geltend, die aber auf dieſes beſchränkte 
Gebiet nicht gerade begrenzt blieb, ſondern ſich auch dem internatio⸗ 
nalen Markte mittheilte. Die Hauſßß e⸗Spekulationswerthe konnten ſich 
zwar ziemlich gut auf ihrem bisherigen Kursſtande behaupten; indeß 


iur ab Bahn — Pi ner do. 161 3 a. Bahn ha 
olniſcher — Mark ab ahn Fecht. der Mark Arie ab 8. 
beit, tufflfcher 10 5 143143 9 "ob Bahn bezahlt, N 

1513—154—154 M. bezablt. an bed 
per N Bit, vr © M. per Juli⸗A 11 
0 let 


Hyd jet 1000 "Rio loko 125 
bis 170 Mark nach Qualität gefordert, ruſſiſcher und . 
126 bis 147 M. bezahlt, oſt⸗ und weft preußiſcher 138 bis 147 M. 
bezahlt, ae und Uckermärker 130 bis 145 bezablt. leider 
145 bis 155 bezahlt, f. do. 156—161 bezahlt, böbmiſcher 145—155 
Nas f. do. 156—161 M. bezahlt, fein weiß mecklenburgiſcher — 
rk ab Bahn bezahlt, per auf: 137 Mark bezahlt, ver Mai⸗Juni 
136—136 Mark bezahlt, ni⸗Juli 136 — 1363 Mark bezahlt, 
per Juli⸗Auguſt 136 M. bez allt. — Gelündigt 1000 Zentner. Regu⸗ 
lirungspreis 1353 Mark. — Erbien ver 1000 Kilo Kochwaare 158 
bis 200 Mark. Rutterwaare 140 bis 156 Mark. — Mais per 1000 
Rile loko 146—156 M. nach Quglität gefordert, per Mai 1431—4 M. 
bezahlt, per Mai⸗Jum 1434—4 Mark bezahlt, per ni⸗Juli 1434 
Mark bez., per September⸗ ktober 1395 M. bezahlt. ekündigt 1000 
Zentner. Regultrungspreis 143 ark. — Weizen mebl per 100 
. brutto 00: 31,50 bis 30,00 Mark, 0: 29.00 bis 1 5 
M., 0/1 28.00 bis 27,00 Marl. — b 0 2 50. inkl. Sack 0 
23.25—22,25 M., 0/1: 21.75—20,75 M., per Mai 21,50— 21,55 M. ea 
per Mai Juni 21,05—21,20 M. bezahlt, per Juni⸗Juli 20,75 20,90 
Mark bez., per Juli⸗Auguſt 20,45— 29,65 M. * ahlt, van Aug. ir — 
„bez., per Septbr.⸗Oktober 20,30 —20,40 ez. — Get. 1500 Str. 
Regulteungöprels 21,50 M. Oelſaat per 1000 Kilo —, Waterraps 
— ., Winterrübſen — M. — Rüb ö! ver 100 Aılo loo obne Nat. 


nach onen gef 


56,4 Mark. — Leinöl per 100 Kilo loko — — Petro⸗ 
leu m per 100 Kü rag 24,0 u Mai Be bezahlt, per 
nn —,— bezahlt, per Fun du —.— bez., r September⸗ 
Oktober 23,7 bis — dez. Zent. — Meguitrungspreig — M. 


— S tn per 100 Aer * ohne Faß 44,9 M. b 
Bob 5 — M. bez., per Mai 46,4— bez., der Mai- Juni 46,4 
i8 46,2 M. bezahlt, per Fun Fall 2 7168 M. bezahlt, per Juli⸗ 
Auguſt 47,5—47,4 M. bez., Auguſt⸗ Septbr. 48, „Obez., mber⸗ 
Oktober 48, 1480 M. ben., September — be. — Gekündigt 270,000 
Liter. Requlirumasvreis 46,2 Mark. 73.) 
Breslan, 16. Mai. (Amtlicher Produkten⸗Börſen⸗Bericht.) 
Roggen: (oer 2000 Pfd.) feſter. Gek. 3000 Centner. Abaelaufene 
Kündigungs Scheine per Mai 139 Gd., per Mai Juni 139 Gd., ver 
Juni⸗ Juli 139,50 bez., ver Juli⸗Auguſt 139,50 Br., per September: Oktober 
141 Br., ver Oktober⸗November 140 Gd. — Weizen Gek. — Cir., 
rer Mai 215 Gd. — Hafer Gelündigt — Centner, per Mai 131 Br., 
rer Bent 131 Br, 15 1 1 2 De: September: Oftober 
124,50 Br. -Rans Gel. — Ctr., ver M — Petroleum 
ver 50 Kg. loco 12, 75 Br., rer Mai 12, 75 Br. ver 1 November ⸗ Dez. 
14,25 Br., per Dezember⸗Januar 14,50 Br. — Rüb ö! een 
Get. — Etr., lolo 58 Pr., ver Mai 56,50 Br., per Mar⸗ Juni 56,0 
Br., per September⸗Oktober 54,50 Br., per Öftober-November 55 95 
— Spirſtus matter. Gel. — Liter, Mai 45.30 bez. u. Br., 
per Mai⸗Juni 45,30 bez. u. Br., per Juni⸗ Juli 45.50 Gd., per Juli⸗ 
August 46,50 B. ver Auguſt⸗September 46,70 dez. u. Gd. — September⸗ 
Oktober 46,80 Br., ver Oktober⸗November 46,50 bez. u Br. per Novbr.⸗ 
Dezember 4% Gd. Zink obne IImſatz. Bie BörlenKommwilhon, 


ausgeſprochen matte Stimmung hatte auf dem Markte für inländiſche 
Eiſenbahnaktien Platz gegriffen und waren nach den vorangegangenen 
Kursſteigerungen natürlich zunächſt Marienburger und Oſtpreußen be⸗ 
troffen. Aber es mußten ſich auch alle übrigen Deviſen bieiet, Gattung 
mehr oder weniger der Baiſſebewegung anſchließen. Von Eiſenbahn⸗ 
Aktien zogen nur Galizier und öſterreichiſche Nordweſtbahn⸗Aktien die 
Aufmerkſamkeit auf ſich. Bankaktien waren ſehr ftill, zeigten aber doch 
eine recht feſte Phyfiognomie, und daſſelbe iſt von den Induſtriepa⸗ 
pieren zu ſagen. Montanwerthe waren dagegen ſchwächer. In aus⸗ 


weſentliche Kursveränderungen nicht zu verzeichnen. Preußiſche und 
andere deutſche Fonds blieben ganz vernachläſſigt, und eben ie ering 
waren die Umſätze in den Eiſenbahnprioritäten. Geld bleibt Hufe, 
Diskonten zu 31 Proient angeboten. Per ultimo notiren: Franzoſen 
575 bis 570,50 bis 571, Lombarden 255,50.—256— 254,50, Kredit⸗ 
aktien 591. 50—593, 50—589,50, Wiener Bankverein 203, 50, Darm⸗ 
ſtädter Bank 164, 70164, 50, Diskonto⸗Kommandit⸗ ⸗Antheile 215,50 


bis 215,75— 214,75, Deutſche Bank 156, 90—156,30, Dortmunder Union ! 
ſchluß war 


92.50 —92,60—92.50, Laurahütte 114—113,50. — Der Schlu 


3 


3 


hatte der eb Akti zen ift. fe an 3 20 fe Eine märtigen Su an See der „ci 1 netten. ee 3+ pCt. Ds 8 
oa. ante rn Aktien. *. 2 €. 
Berlin, den Kl Mal So 5 om. LI. ıf 10005 299.90 bz Be an usBiehf i 9. 90 bz Alten- iel 4 1217.00 bz Rhein. ewe abg. 31 1020 5 bz e Neiſſe 47 
; Wreußfiſche Ben: und Melk = . B. H. 797 1 50 . . Sort. Pr. 5 00 dich [Bergiſch⸗Märkiſche 4 1125.80 bz — 1 proc. 4 a go do. Gol-Dberb. 
2 1. 4410470 6 — do. in 22100 163 8 Berl. Candelg⸗ Gel i 11150 100 Berſin- Ant alt 4 151.60 56 9 gar. ‚co do. Nied. ⸗Zwgb. a 
a Ve en 170 N 10200 8 pe. Psb. 1008 10470 h e an in 97,00 bi Felde, rd bo. d 410280 @ 
= little 4 101, 10 % do. do. rug 100144 10400 & arab. f. B. 4 | y el 1 9900 606 Eiſenbahn · Brioritats · do. vo. 2114110280 G | 
Er. St e ih. 2 99,00 bs 5 a u. In 5 99,30 G Centralbl. 1. J. u Zresl.⸗Schw.⸗Irbg 4 103,25 bz Obligationen. Oels-Gneſen 115 
au Od.⸗Deichb. 0 1. Toburger Eredit⸗B. 4 | 83,75 bz „Sorau⸗Guben 4 19.90 b. gan ni Oltpreuz. Südbahn 102.00 G 
1 sc . 9 10575 l 0 . B. 1200440 90 % [Sam Weg en | 9600 © Fate d 5 © in 6 de. kan 8200 8 
8 5 b. r. Hud. -K. B. ' Danz ger Privatb. 4 1110,10 G urge * 8 0: itt. O 9 G 
= Sedo d. 8. Kfm. 46,102.50 G II rckz, gr 100.00 & | TDaritähter Bank 4 1164,50 6 555 00 1. . 4 5 ie 85 i 103,10 B Poſen⸗Creuzburg 2 105.00 b . 
* n 5 108.25 5 Fü. be“ Mae A G do. Zettelban 4 109,00 B Nordhauſen⸗Erfurt : | 29,25 b 3 do. 4103.10 B 5 achte⸗Udevellfer 40 
. u 15 18475 8 ei 55 5 115 100. 19 8 Deſſauer Ereditb. 100,5 0 Iöberſchl. Lit, Au. C. 9 248,25 5 do. III. v. en 93.70 B ee 4 
2 al 4 101.20 5 anner da Hur. 1093 dich . de., andefdan 1120508 de. Lit. B. 180 fa | do. bo. Litt, 2.34] 98,70 8 . 9 Eh Reid 
zend. Een , .. Gäpbeönis | 91.70 18 | Da. de. List, 80.83.50 618 e 
2 e | DR 7 onfehe Obligat. 5 110,70 © da. Genopenia.is 28.70 G. Rechte Sderuferb. [17940 do. 17 4103,10 ® . 1862, 64/0300 & 
E 48 5 pant . | 8850 dich Aden Aten 1870 @ do * 4103,10 8 n Ai 8 
— 4 g kKinslänpiſche Nonds do. Reichsbank. 4149,50 bz 8 Storgard⸗Poſen 43102 75 bz 7 4104.50 78 N 34103, 00 G 
BR: er 1 Fi Aer. ge. 1881 A Diecontosbomm, 3 214.25 bB [Thüringiſche 4 214.75 G II 4103,20 B Kb. v. 1874, 77 4 
Duets z 9 60 b, (de. do. 1085 |8 Geraer Sant 97 00 bz oo. Lt. B. v. Sl gar 4 701.60 bz agg 1| 1100508 e 03 80 65 
8 — iſche 4 10060 556 bs (imb) 5 delßk. 91.00 © do. Lit. C. v. St gar 4 11400 06 I 1100,50 B 8 Fi Bas b3 
da. 3 bo. 2 um ) Gothaer Privatbt. |4 121.00 G Sade |} 05 25 bo. III ebwiger 4 . 
do. A fredb.\4 | 87,00 ba [Mainz⸗Ludwigzb. 4 105 10 „ de. Daf 10350 B üringer IJ. 
Weſtyr. ritterſch. 3 91.60 bz Newyork. Std.⸗Anl. 6 1127,75 G guootbet übner) 4 ar⸗ Geraer : 49,00 bz . D II . IL 41 
Pn. 4 100.90 bz [Oeſterr. Goldrente 180 90 B önigsb. Vereinsb. 4 | 94,60 G 5 do re „Sofi! 1100,50 B III. 4 
— I. B. 4 [100,75 bz do. Pap.⸗Rente 1 65,30 G Leipziger Ereditb. 4 158.50 G 9. do. 71.1421102,755 G IX. 
en a 135 do 79 f 1005 1 66.00 88 | do. Discontoß. 4 1113,40 bz fAlbrechtsbahn 5 36 20 bzB o. Nordb. Fr. W. Al 103.75 5 N. 
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